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AUSSERSCHWYZ      9Mittwoch, 19. Juni 2024

Regierung bereitet die Schwyzer 
Bauern auf den Klimawandel vor
Der Klimawandel macht sich auch im Kanton Schwyz bemerkbar. Die Schwyzer Regierung reagiert.

von Jürg Auf der Maur

E s ist mir lieber, wenn es wär-
mer wird als kälter. Für die 
Bauern ist die Klimaerwär-
mung nicht schlecht. Plötz-
lich wachsen in unseren 

Breitengraden neue, ertragreiche Pflan-
zen.» Mit diesen Aussagen im Inter-
view mit der «NZZ am Sonntag» An-
fang Jahr machte SVP-Nationalrat und 
-Präsident Marcel Dettling (Oberiberg) 
Schlagzeilen und sorgte vielerorts für 
ungläubiges Staunen. Auch im Kan-
ton Schwyz. Die Regierung legt nun 
die «Teilrevision des Gesetzes über die 
Landwirtschaft» vor und nimmt Be-
zug auf den laufenden Klimawandel. 
So soll die Teilrevision nicht nur die 
neue Landwirtschaftspolitik des Bun-
des (AP22+) auf kantonaler Ebene um-
setzen, sondern auch «weitere Anpas-
sungen» – aufgrund des kantonalen 
Konzepts zur zukünftigen Landwirt-
schafts- und Ernährungspolitik und 
der kantonalen Energie- und Klima-
planung 2023+ (EKP23+) – vornehmen.

Die jetzt gestartete Vernehmlassung 
dauert bis zum 30. September und 
wird, je nachdem, was am Schluss um-
gesetzt wird und in welcher Form, jähr-
lich mehrere Hunderttausend zusätzli-
che Franken kosten.

Regierung: Schwyz hat«mittleren 
Handlungsbedarf»
Mit der AP22+ wolle der Bund die ag-
rarpolitischen Rahmenbedingungen 
in den Bereichen Markt, Betrieb und 
Umwelt respektive natürliche Ressour-
cen verbessern, hält die Regierung ein-
leitend fest. Gleichzeitig werde nun 
eine «neue strategische Ausrichtung 
auf Kantonsebene» gefördert. Ziel 
sei, so der Vernehmlassungsbericht, 
«dass sich der Kanton Schwyz für eine 
wettbewerbsfähige, flächendecken-
de, standortgerechte und nachhaltige 
Landwirtschaft» einsetze. Einbezogen 

werden auch die Folgen des Klima-
wandels. Die Schwyzer Regierung sieht 
hier für den Kanton einen «mittleren 
Handlungsbedarf», da die «Treibhaus-
gasemissionen, vor allem aufgrund 
der Nutztierhaltung, einen relativ ho-
hen Anteil» ausmache. «Die Folgen 
des Klimawandels sind im Landwirt-
schaftssektor spürbar und beeinflus-
sen die Produktion und somit die Ver-
sorgungssicherheit der Schweiz», stellt 
die Regierung klar. Um die Wertschöp-
fung zu steigern, sollen deshalb Pro-
jekte und Massnahmen in den Berei-
chen Produktion, Verarbeitung, Ver-
marktung, Diversifizierung und Auf-
wertung der Region gefördert werden.

Dazu will der Kanton aus dem Staats-
säckel Geld nehmen. Er geht  davon aus, 
dass jährlich drei Projektträger um kan-
tonale Unterstützung  ersuchen wer-
den, was zulasten des Kantons pro Pro-
jekt jährlich 40 000 Franken oder  total 
120 000 Franken ausmachen dürfte. 
Die klimatischen Veränderungen wür-
den aber auch für mehr «Druck auf 
den Pflanzenbestand» sorgen. Für die 
Erhaltung eines artgerechten Ökosys-
tems in der Kulturlandschaft sei neben 
der korrekten Bewirtschaftung inklu-
sive Weidemanagement «die Bekämp-
fung von Unkraut, Verbuschung und 
Vergandung der Alpen von zentraler 
Bedeutung». Es gelte deshalb für die 

Sömmerung und im Sömmerungsge-
biet «gewisse Problempflanzen zu be-
kämpfen». Auch hier will sich der Kan-
ton mit finanziellen Mitteln beteiligen. 
Er rechnet damit, dass jährlich fünf 
Gesuche um herbizidlose Sanierungs-
massnahmen eingehen werden und 
diese auf total rund 25 000 Franken zu 
stehen kommen.

Die Umsetzung der Massnahmen 
im Bereich Landwirtschaft würde für 
personellen Aufwand jährliche Zusatz-
kosten von 165 000 Franken verursa-
chen, schätzt die Regierung. Dazu kä-
me noch ein «Coaching-Beitrag», der 
zusätzlich mit rund 60 000 Franken zu 
entschädigen wäre.

Der Klimawandel führt auch im Kanton Schwyz in den Sömmerungsgebieten zu Herausforderungen für die Landwirtschaft.  Bild Erhard Gick

Bevölkerung wird ins neue Rathaus und 
Justizgebäude in Freienbach eingeladen
Nach zweijähriger Bauzeit stehen das Rathaus und das Justizgebäude Leutschen in Freienbach für den 
Bezug bereit. Vor dem Einzug öffnet der Bezirk Höfe die Türen der beiden Gebäude für die Bevölkerung.

Am ehemaligen Schulstandort 
Leutschen werden in diesen Tagen 
die letzten Installationsarbeiten ab-
geschlossen. Nach zweijähriger Bau-
zeit sind das Rathaus – das ehemali-
ge Schulhaus Leutschen – und das neu 
erstellte Justizgebäude ab Mitte Juli 
bezugsbereit. Das Rathaus beherbergt 
Notariat, Grundbuch- und Konkursamt, 
Betreibungsamt sowie Bezirkskanzlei 
und Bezirkskassieramt. Im Justizgebäu-
de werden das Bezirksgericht, das Erb-
schaftsamt und das Vermittleramt zu 
finden sein. Mit dem Umzug in die mo-
dernen Räumlichkeiten werden Ver-
waltung und Rechtsprechung an einem 
Standort zusammengeführt. Gleichzei-
tig bleibt dank separaten Gebäuden die 
Gewaltentrennung von Judikative und 
Exekutive räumlich sichergestellt. 

Die Lage an der Rebhaldenstras-
se ist für Mitarbeitende und Bevölke-
rung ausgezeichnet. Sowohl mit dem 
öffentlichen Verkehr via Bahnhöfe 
Freienbach (SOB und SBB) und Bus-
haltestelle «Leutschen» als auch für 
den Individualverkehr von Bäch oder 
von der Wollerauerstrasse her sind 

Rathaus und Justizgebäude gut er-
reichbar. Den Besuchern sowie den 
Mitarbeitenden stehen genügend Park-
plätze für Autos und Velos zur Ver-
fügung. Für dienstliche Fahrten kön-
nen die Mitarbeitenden ein E-Auto re-
servieren, das abends und an den Wo-
chenenden auch von der Bevölkerung 
gebucht werden kann. 

Ökologie berücksichtigt
Die technischen Installationen sind 
auf dem neusten Stand und genügen 
den Sicherheitsanforderungen an öf-
fentliche Gebäude. Mit kontrollierter 
Lüftung wird die Frischluftzufuhr re-
guliert; das neu gebaute Justizgebäude 
erfüllt auch die Minergie-Anforderun-
gen. Die von der EW Höfe AG installier-
te Fotovoltaikanlage auf den Dächern 
leistet einen Beitrag an die nachhaltige 
Energieproduktion im Bezirk Höfe. Ein 
Anschluss an die Fernwärmeleitung 
der Energie Ausserschwyz AG ist bau-
seits bereits vorbereitet. Auch in der 
Umgebungsgestaltung wurde, in Rück-
sprache mit dem technischen Leiter 
Umwelt des Bezirks, mit der Pflanzung 

von einheimischen Gewächsen die 
Ökologie berücksichtigt. 

Das neue Rathaus und Justiz-
gebäude Leutschen wurde mit einem 
Planungshorizont von zwanzig, 
 dreissig Jahren umgesetzt. Es soll den 
steigenden Ansprüchen an eine pro-
fessionelle Verwaltung genügen und 
dem langfristig erwarteten Bevölke-
rungswachstum entsprechen können, 

damit auch zukünftig die Bezirksauf-
gaben zur Zufriedenheit von Privaten 
und Unternehmen erfüllt werden.

Tag der offenen Tür
Am «Tag der offenen Tür», am 5. Ju-
li, öffnet der Bezirk Höfe kurz vor dem 
Bezug (2. Julihälfte) die  Türen der bei-
den Gebäude für die  Bevölkerung. 
Nach einer feierlichen Eröffnung mit 
kurzen Ansprachen von Bezirksam-
mann, Ressortvorsteher, Architekt 
und Bauleitung können die Räumlich-
keiten und die Aussenan lagen besich-
tigt werden. Dabei erhalten Besucher 
Informationen von beteiligten Unter-
nehmen, können sie eine Testfahrt mit 
dem E-Auto machen und sich bei offe-
riertem Essen und Trinken gemütlich 
unterhalten. (eing)

Anfahrt/Parkplätze: Besucher werden gebeten, für 
die Anreise den öV zu benützen. Die Parkplätze des 
Heilpädagogischen Zentrums Ausserschwyz an der 
Kantonsstrasse in Freienbach dürfen zur Parkierung 
während des Anlasses genutzt werden. Zudem ste-
hen in Freienbach an der Pfarrmatte und an der 
Kirchstrasse öffentliche Parkplätze zur Verfügung. 

Programm am 5. Juli
16 Uhr: feierliche Eröffnung 
und Ansprachen
16.20 bis 20 Uhr: freie 
Rundgänge durch die Gebäude 
mit Informationen zu Installationen 
und PV-Anlage. Informationen 
zur Umgebungsgestaltung 
und Testfahrten mit E-Auto
20 Uhr: Abschluss des Anlasses
Der Bezirk Höfe offeriert 
den Besucherinnen und 
Besuchern von 16 bis 20 Uhr 
Wurst und Bürli, Pizza und 
Glacé sowie Getränke. (eing)

Mit stärkeren 
Schlägen gedroht
Ein in Ausserschwyz wohnhafter Deut-
scher stiess im April letzten Jahres 
unter Alkoholeinfluss seine Ehefrau in 
der dazumal gemeinsamen Wohnung 
in der Region im Badezimmer Rich-
tung Waschmaschine, wobei ihr Rü-
cken gegen die Ablage und die Wasch-
maschine prallte. Anschliessend schlug 
der 40-Jährige sie mit der flachen rech-
ten Hand ins Gesicht, sodass ihr die Na-
se und die Zähne schmerzten und sie 
Kopfweh bekam. 

Als die Ehefrau ihm daraufhin mit-
teilte, dass sie die Polizei rufen wer-
de, bedrohte der Beschuldigte sie da-
mit, dass er «nicht mal richtig durch- 
gezogen» habe. Er mache schon seit 
längerem den Kampfsport Krav Ma-
ga und sie wisse, er könne stärker zu-
schlagen. Diese Aussage «verletzte das 
Sicherheitsgefühl der Frau erheblich 
und rief bei ihr grosse Angst hervor, 
da sie befürchtete, dass der Beschul-
digte seine Worte in die Tat umset-
zen würde». 

Per Strafbefehl wurde der 40-jäh-
rige Mann zu einer Geldstrafe von 
30 Tagessätzen zu 80 Franken und 
einer Busse von 700 Franken ver-
urteilt. Auch die Verfahrenskosten, 
die sich aus Gebühren von 960 Fran-
ken (Polizei) und 500 Franken (Staats-
anwaltschaft) zusammensetzen, total: 
1460 Franken werden dem Beschul-
digten auferlegt. (mwa)

Mehr Geld für die 
Ausbildung von Bauern
Mit Blick auf die künftigen 
Herausforderungen 
komme der «Befähigung der 
Betriebsleiter eine sehr hohe 
Bedeutung zu», heisst es in den 
Vernehmlassungsunterlagen. 
Das gelte speziell für die Bereiche 
Unternehmensführung, 
Betriebswirtschaft, Innovation 
und ressourcenschonende 
Produktion.
Hier gebe es im Kanton Schwyz 
derzeit aber noch Defizite, wie 
die Regierung festhält. «Der 
Anteil der Betriebsleiter mit 
einer betriebswirtschaftlichen 
Weiterbildung ist im Kanton 
Schwyz tief», heisst es. Das 
will die Regierung mit einer 
Teilübernahme der Aus- 
und Weiterbildungskosten 
verbessern. Vorgesehen ist 
deshalb, dass der Kanton 
sich an den Kosten für Kurse, 
die auf landwirtschaftliche 
eidgenössische Berufsprüfungen 
oder eidgenössische 
höhere Fachprüfungen 
vorbereiten, beteiligt.
Der Kanton rechnet dafür mit 
Kosten von rund 70 000 
Franken pro Jahr. Die neue 
Regelung soll «Bewirtschafter 
motivieren, sich nebst der 
Grundausbildung auch 
betriebswirtschaftlich und 
produktionstechnisch 
vertieft weiterzubilden, um 
ihre Betriebe langfristig zu 
führen, ihre Einkommen 
aus der Landwirtschaft 
zu fördern und damit auf 
lange Sicht die öffentliche 
Hand zu entlasten.» (adm)


